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Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

mit Schreiben vom 19. November 2018 haben Sie den Rechtsausschuss gemäß Artikel 39 
Absatz 2 der Geschäftsordnung mit der Prüfung der Richtigkeit und Angemessenheit der 
Rechtsgrundlage des genannten Vorschlags der Kommission befasst.

Der Ausschuss hat den genannten Gegenstand in seiner Sitzung vom 6. Dezember 2018 
geprüft.

I – Hintergrund

Der Vorschlag dient der Änderung der Verordnung über das allgemeine Lebensmittelrecht1 
(Basis-Verordnung) und acht einschlägiger Rechtsakte2 betreffend die Risikobewertung im 
Bereich der Lebensmittelkette.

Der Vorschlag der Kommission beruht auf Artikel 43 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) betreffend die Landwirtschaft, Artikel 114 AEUV betreffend 

1 Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur 
Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit 
ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1. 
2 Eine Auflistung der vollständigen Titel dieser Rechtsakte und der entsprechenden Bezugsnummern ist in 
Fußnote 8 des Gutachtens des Juristischen Dienstes zu finden.
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die Harmonisierung des Binnenmarkts und Artikel 168 Absatz 4 Buchstabe b AEUV 
betreffend die Gesundheit der Bevölkerung.

Ein Änderungsantrag des ENVI-Ausschusses zielt darauf ab, die Rechtsgrundlage um 
Artikel 192 Buchstabe 1 AEUV zu ergänzen.

II – Einschlägige Vertragsartikel

Die folgenden Artikel des AEUV wurden im Vorschlag der Kommission als 
Rechtsgrundlagen aufgeführt (Hervorhebungen hinzugefügt):

Artikel 43 AEUV betreffend Landwirtschaft und Fischerei hat folgenden Wortlaut:

Artikel 43
(ex-Artikel 37 EGV)

1. Die Kommission legt zur Gestaltung und Durchführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik Vorschläge vor, welche unter anderem die Ablösung der 
einzelstaatlichen Marktordnungen durch eine der in Artikel 40 Absatz 1 
vorgesehenen gemeinsamen Organisationsformen sowie die Durchführung 
der in diesem Titel bezeichneten Maßnahmen vorsehen.

Diese Vorschläge müssen dem inneren Zusammenhang der in diesem Titel 
aufgeführten landwirtschaftlichen Fragen Rechnung tragen.

2. Das Europäische Parlament und der Rat legen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte nach 
Artikel 40 Absatz 1 sowie die anderen Bestimmungen fest, die für die 
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik 
notwendig sind.

3. Der Rat erlässt auf Vorschlag der Kommission die Maßnahmen zur 
Festsetzung der Preise, der Abschöpfungen, der Beihilfen und der 
mengenmäßigen Beschränkungen sowie zur Festsetzung und Aufteilung der 
Fangmöglichkeiten in der Fischerei.

[...]

Artikel 114 AEUV betreffend die Harmonisierung des Binnenmarkts hat folgenden 
Wortlaut:
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Artikel 114
(ex-Artikel 95 EGV)

1. Soweit in den Verträgen nichts anderes bestimmt ist, gilt für die 
Verwirklichung der Ziele des Artikels 26 die nachstehende Regelung. Das 
Europäische Parlament und der Rat erlassen gemäß dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses die Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, welche die Errichtung und das 
Funktionieren des Binnenmarkts zum Gegenstand haben. 

[...]

3. Die Kommission geht in ihren Vorschlägen nach Absatz 1 in den Bereichen 
Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz und Verbraucherschutz von einem 
hohen Schutzniveau aus und berücksichtigt dabei insbesondere alle auf 
wissenschaftliche Ergebnisse gestützten neuen Entwicklungen. Im Rahmen 
ihrer jeweiligen Befugnisse streben das Europäische Parlament und der Rat 
dieses Ziel ebenfalls an.

4. Hält es ein Mitgliedstaat nach dem Erlass einer 
Harmonisierungsmaßnahme durch das Europäische Parlament und den Rat 
beziehungsweise durch den Rat oder die Kommission für erforderlich, 
einzelstaatliche Bestimmungen beizubehalten, die durch wichtige 
Erfordernisse im Sinne des Artikels 36 oder in Bezug auf den Schutz der 
Arbeitsumwelt oder den Umweltschutz gerechtfertigt sind, so teilt er diese 
Bestimmungen sowie die Gründe für ihre Beibehaltung der Kommission mit.

5. Unbeschadet des Absatzes 4 teilt ferner ein Mitgliedstaat, der es nach dem 
Erlass einer Harmonisierungsmaßnahme durch das Europäische Parlament 
und den Rat beziehungsweise durch den Rat oder die Kommission für 
erforderlich hält, auf neue wissenschaftliche Erkenntnisse gestützte 
einzelstaatliche Bestimmungen zum Schutz der Umwelt oder der 
Arbeitsumwelt aufgrund eines spezifischen Problems für diesen Mitgliedstaat, 
das sich nach dem Erlass der Harmonisierungsmaßnahme ergibt, 
einzuführen, die in Aussicht genommenen Bestimmungen sowie die Gründe 
für ihre Einführung der Kommission mit.

6. Die Kommission beschließt binnen sechs Monaten nach den Mitteilungen 
nach den Absätzen 4 und 5, die betreffenden einzelstaatlichen Bestimmungen 
zu billigen oder abzulehnen, nachdem sie geprüft hat, ob sie ein Mittel zur 
willkürlichen Diskriminierung und eine verschleierte Beschränkung des 
Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen und ob sie das 
Funktionieren des Binnenmarkts behindern.

Erlässt die Kommission innerhalb dieses Zeitraums keinen Beschluss, so 
gelten die in den Absätzen 4 und 5 genannten einzelstaatlichen Bestimmungen 
als gebilligt.
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Die Kommission kann, sofern dies aufgrund des schwierigen Sachverhalts 
gerechtfertigt ist und keine Gefahr für die menschliche Gesundheit besteht, 
dem betreffenden Mitgliedstaat mitteilen, dass der in diesem Absatz genannte 
Zeitraum gegebenenfalls um einen weiteren Zeitraum von bis zu sechs 
Monaten verlängert wird.

7. Wird es einem Mitgliedstaat nach Absatz 6 gestattet, von der 
Harmonisierungsmaßnahme abweichende einzelstaatliche Bestimmungen 
beizubehalten oder einzuführen, so prüft die Kommission unverzüglich, ob sie 
eine Anpassung dieser Maßnahme vorschlägt.

Artikel 168 Absatz 4 Buchstabe b AEUV betreffend die Gesundheit der Bevölkerung hat 
folgenden Wortlaut:

Artikel 168
(ex-Artikel 152 EGV)

1. Bei der Festlegung und Durchführung aller Unionspolitiken und -
maßnahmen wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt.

[...]

4. Abweichend von Artikel 2 Absatz 5 und Artikel 6 Buchstabe a tragen das 
Europäische Parlament und der Rat nach Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe k 
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen mit 
folgenden Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels bei, um 
den gemeinsamen Sicherheitsanliegen Rechnung zu tragen:

(a) Maßnahmen zur Festlegung hoher Qualitäts- und Sicherheitsstandards für 
Organe und Substanzen menschlichen Ursprungs sowie für Blut und 
Blutderivate; diese Maßnahmen hindern die Mitgliedstaaten nicht daran, 
strengere Schutzmaßnahmen beizubehalten oder einzuführen;

(b) Maßnahmen in den Bereichen Veterinärwesen und Pflanzenschutz, die 
unmittelbar den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung zum Ziel haben;

(c) Maßnahmen zur Festlegung hoher Qualitäts- und Sicherheitsstandards für 
Arzneimittel und Medizinprodukte.

[...]

Artikel 192 Buchstabe 1 AEUV betreffend die Umwelt wurde zur Ergänzung der 
Rechtsgrundlage vorgeschlagen und hat folgenden Wortlaut:
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Artikel 192
(ex-Artikel 175 EGV)

1. Das Europäische Parlament und der Rat beschließen gemäß dem 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen über das 
Tätigwerden der Union zur Erreichung der in Artikel 191 genannten Ziele. 

[...]

Artikel 191 AEUV hat folgenden Wortlaut: 

Artikel 191
(ex-Artikel 174 EGV)

1. Die Umweltpolitik der Union trägt zur Verfolgung der nachstehenden Ziele 
bei:

— Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität;

— Schutz der menschlichen Gesundheit;

— umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen;

— Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung 
regionaler oder globaler Umweltprobleme und insbesondere zur 
Bekämpfung des Klimawandels.

[...]

Artikel 193 AEUV hat folgenden Wortlaut:

Artikel 193
(ex-Artikel 176 EGV)

Die Schutzmaßnahmen, die aufgrund des Artikels 192 getroffen werden, 
hindern die einzelnen Mitgliedstaaten nicht daran, verstärkte 
Schutzmaßnahmen beizubehalten oder zu ergreifen. Die betreffenden 
Maßnahmen müssen mit den Verträgen vereinbar sein. Sie werden der 
Kommission notifiziert.

Der Artikel 207 AEUV betreffend die gemeinsame Handelspolitik, der Bestandteil der 
Rechtsgrundlage der ursprünglichen Basis-Verordnung war, hat folgenden Wortlaut:
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Artikel 207
(ex-Artikel 133 EGV)

1. Die gemeinsame Handelspolitik wird nach einheitlichen Grundsätzen 
gestaltet; dies gilt insbesondere für die Änderung von Zollsätzen, für den 
Abschluss von Zoll- und Handelsabkommen, die den Handel mit Waren und 
Dienstleistungen betreffen, und für die Handelsaspekte des geistigen 
Eigentums, die ausländischen Direktinvestitionen, die Vereinheitlichung der 
Liberalisierungsmaßnahmen, die Ausfuhrpolitik sowie die handelspolitischen 
Schutzmaßnahmen, zum Beispiel im Fall von Dumping und Subventionen. Die 
gemeinsame Handelspolitik wird im Rahmen der Grundsätze und Ziele des 
auswärtigen Handelns der Union gestaltet.

2. Das Europäische Parlament und der Rat erlassen durch Verordnungen 
gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die Maßnahmen, mit denen 
der Rahmen für die Umsetzung der gemeinsamen Handelspolitik bestimmt 
wird.

[...]

III – Ständige Rechtsprechung zur Rechtsgrundlage

Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs muss sich „die Wahl der 
Rechtsgrundlage eines gemeinschaftlichen Rechtsakts […] auf objektive, gerichtlich 
nachprüfbare Umstände gründen, zu denen insbesondere das Ziel und der Inhalt des 
Rechtsakts gehören“1. Die Wahl einer falschen Rechtsgrundlage kann daher ein Grund für die 
Nichtigerklärung des betreffenden Rechtsakts sein.

Während die Wahl der Rechtsgrundlage grundsätzlich nicht von der bei früheren Rechtsakten 
getroffenen Wahl abhängig sein sollte, muss nach ständiger Rechtsprechung die 
Rechtsgrundlage einer Maßnahme unter Berücksichtigung des Ziels und Inhalts dieser 
Maßnahme und nicht unter Berücksichtigung der Rechtsgrundlage bestimmt werden, die für 
die Annahme anderer EU-Maßnahmen verwendet wird, die in bestimmten Fällen 
möglicherweise ähnliche Merkmale aufweisen. Dient jedoch ein Rechtsakt lediglich der 
Ergänzung oder Korrektur eines anderen Rechtsakts, ohne dass dessen ursprüngliches Ziel 
geändert wird, so ist der Unionsgesetzgeber voll und ganz dazu berechtigt, diesen Rechtsakt 
auf die Rechtsgrundlage des ersten Rechtsakts zu stützen. 2 

Im Hinblick auf mehrfache Rechtsgrundlagen muss festgestellt werden, ob der Vorschlag
1. entweder mehrere Zielsetzungen hat oder vielfältige Komponenten umfasst, und sich eine 

von ihnen als die hauptsächliche oder überwiegende ausmachen lässt, während die 
anderen nur von untergeordneter Bedeutung sind, oder 

1 Rechtssache C-45/86, Kommission gegen Rat (Allgemeine Zollpräferenzen), Slg. 1987 01439, Randnr. 5; 
Rechtssache C-440/05, Kommission gegen Rat, Slg. 2007 I-09097; Rechtssache C-411/06, Kommission gegen 
Parlament und Rat, Slg. 2009 I-07585.
2 Siehe Urteil vom 21. Juni 2018 in der Rechtssache C-5/16, Polen gegen Parlament und Rat, 
EU:C:2018:483, S. 49, S. 69 und die dort angeführte Rechtsprechung.
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2. gleichzeitig mehrere Zielsetzungen hat oder mehrere Komponenten umfasst, die 
untrennbar miteinander verbunden sind, ohne dass die eine gegenüber der anderen nur 
zweitrangig und mittelbar ist.

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist der Rechtsakt im ersten Fall nur auf eine 
Rechtsgrundlage zu stützen, und zwar auf die, die die hauptsächliche oder überwiegende 
Zielsetzung oder Komponente erfordert, während er im zweiten Fall auf die verschiedenen 
einschlägigen Rechtsgrundlagen zu stützen ist1.

IV – Ziel und Inhalt der vorgeschlagenen Verordnung

Das Hauptziel des Vorschlags besteht darin, die bei der Risikobewertung im Bereich der 
Lebensmittelkette herangezogenen Studien transparenter zu gestalten und den Forderungen 
der Gesellschaft nach einem transparenteren und unabhängigeren Risikobewertungsprozess 
und einer wirksameren Risikokommunikation Rechnung zu tragen. Durch die Stärkung von 
Funktion und Verwaltung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) und 
eine fundiertere Risikobewertung soll sichergestellt werden, dass die EFSA auch weiterhin 
eine wesentliche Rolle im Unionssystem für die Lebensmittelsicherheit spielen und einen 
Beitrag zur Gesundheit und zum Wohlergehen der Bürgerinnen und Bürger der Union sowie 
zu einer innovativen und wettbewerbsfähigen landwirtschaftlichen Verarbeitungs- und 
Nahrungsmittelindustrie in der EU leisten wird.

Im Einzelnen soll der Vorschlag die Vorkehrungen zur Gewährleistung von Zuverlässigkeit, 
Objektivität und Unabhängigkeit der von der EFSA bei ihrer Risikobewertung verwendeten 
Studien insbesondere im Zusammenhang mit Zulassungsanträgen stärken. Der Vorschlag zielt 
zu diesem Zweck darauf ab, die Funktion und Verwaltung der EFSA zu verbessern und die 
wissenschaftliche Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten mit der EFSA und ihre Einbindung in 
die Tätigkeit der Behörde zu stärken, die Fähigkeit der EFSA zu fördern, in ihren 
verschiedenen Arbeitsbereichen ein hohes Maß an wissenschaftlichem Fachwissen 
aufrechtzuerhalten und insbesondere ihre Anziehungskraft auf herausragende Wissenschaftler 
zwecks Mitgliedschaft in ihren Wissenschaftlichen Gremien zu steigern und eine umfassende 
und wirksame Risikokommunikationsstrategie unter Einbeziehung der Kommission, der 
Mitgliedstaaten und der EFSA im Verlauf des gesamten Risikoanalyseprozesses 
auszuarbeiten.

Der Vorschlag besteht aus 40 Erwägungsgründen und elf Artikeln. Artikel 1 enthält 
Änderungen an der Basisverordnung, insgesamt 18 neue Artikel zu den Themen 
Risikokommunikation, Funktion und Verwaltung der EFSA, Unionsregister der Studien, 
Konsultation Dritter, Kontrollen, Studien zu Überprüfungszwecken, Vertraulichkeit, 
Datenschutz und Übertragung der Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte, mit denen ein 
allgemeiner Plan für die Risikokommunikation über Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
der Lebensmittelkette erstellt wird. Die Artikel 2 bis 9 enthalten geringfügige Änderungen der 
übrigen acht Rechtsakte, die vornehmlich Transparenz und Vertraulichkeit betreffen. Die 
Artikel 10 und 11 schließlich behandeln Übergangsmaßnahmen und Inkrafttreten.

Der im ENVI-Ausschuss angenommene Abschlussbericht über das Dossier besteht aus 

1 Siehe die oben zitierte Rechtssache C-411/06, Rn. 46 bis 47.
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131 Änderungsanträgen; mit Ausnahme desjenigen, mit dem die Rechtsgrundlage geändert 
werden soll, verändern sie offensichtlich Ziel und Inhalt des Vorschlags der Kommission 
nicht wesentlich.

V – Ermittlung der zutreffenden Rechtsgrundlage

Zunächst sei darauf hingewiesen, dass die Verordnung über das allgemeine 
Lebensmittelrecht, die jetzt geändert werden soll, auf den drei von der Kommission in ihrem 
Vorschlag angeführten Rechtsgrundlagen sowie auf Artikel 133 EG-Vertrag über die 
gemeinsame Handelspolitik (jetzt Artikel 207 AEUV) beruht. Die Kommission hat jedoch 
Artikel 207 AEUV nicht in den Vorschlag aufgenommen, was richtig erscheint, da der 
Vorschlag nichts mit der gemeinsamen Handelspolitik zu tun hat.1

Der Juristische Dienst hat folgende hilfreiche Übersicht über die Rechtsgrundlagen der neun 
Rechtsakte, die Gegenstand des Vorschlags sind, vorgelegt2:

Verordnung über das allgemeine 
Lebensmittelrecht 

Artikel 37, 95 und 133 sowie Artikel 152 

Absatz 4 Buchstabe b EG-Vertrag 

Richtlinie 2001/18/EU Artikel 95 EG-Vertrag
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 Artikel 37 und 95 sowie Artikel 152 Absatz 

4 Buchstabe b EG-Vertrag
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 Artikel 37 und Artikel 152 Absatz 4 

Buchstabe b EG-Vertrag
Verordnung (EG) Nr. 2065/2003 Artikel 95 EG-Vertrag
Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 Artikel 95 EG-Vertrag
Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 Artikel 95 EG-Vertrag
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 Artikel 37 Absatz 2, Artikel 95 und Artikel 

152 Absatz 4 Buchstabe b EG-Vertrag
Verordnung (EG) Nr. 2015/2283 Artikel 114 AEUV

Zunächst könnte der Schluss gezogen werden, dass jeder der Rechtsakte, die geändert werden 
sollen, auf einer der im Kommissionsvorschlag angeführten Rechtsgrundlagen oder einer 
Kombination aus diesen drei Rechtsgrundlagen beruht. Die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
beruht jedoch in Teilen insbesondere auf Artikel 43 Absatz 2 AEUV (vormals Artikel 37 EG-
Vertrag), dem verfügenden Absatz, in dem auf das ordentliche Gesetzgebungsverfahren 
Bezug genommen wird.

Da jedoch gemäß der oben angeführten Rechtsprechung der Unionsgesetzgeber in einem Fall, 
in dem ein Rechtsakt lediglich der Ergänzung oder Korrektur eines anderen Rechtsakts dient, 
ohne dass dessen ursprüngliches Ziel geändert wird, voll und ganz dazu berechtigt ist, diesen 

1Der ENVI-Bericht spricht sich jedoch für die Einfügung einer neuen Erwägung 4a aus, die die gemeinsame 
Handelspolitik indirekt betrifft: „Bei der Unterzeichnung von Handelsabkommen muss sich die Europäische 
Union davon überzeugen, dass das Lebensmittelrecht dritter Partnerstaaten im Hinblick auf die 
Lebensmittelsicherheit denselben Schutz bietet wie die europäische Gesetzgebung, so dass die Sicherheit der 
Verbraucher gewährleistet wird und keine ungleichen Wettbewerbsbedingungen im Vergleich zu den 
europäischen Produkten geschaffen werden.“
2siehe Gutachten des Juristischen Dienstes Nr. SJ-0333/18, Ziffer 15.
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Änderungsrechtsakt auf die Rechtsgrundlage des zu ändernden Rechtsakts zu stützen, scheint 
es korrekt, dass die Kommission die drei in Frage stehenden Artikel in die Rechtsgrundlage 
aufgenommen hat, und zwar nicht zuletzt in Anbetracht der Tatsache, dass mit dem 
Vorschlags nicht die ursprünglichen Ziele der zu ändernden Rechtsakte geändert werden 
sollen, sondern lediglich bestimmte Aspekte dieser Rechtsakte gestärkt werden sollen.

Gemäß Artikel 1 der Verordnung über das allgemeine Lebensmittelrecht, in dem ihr Ziel und 
ihr Anwendungsbereich genannt werden, bildet sie die Grundlage für ein hohes Schutzniveau 
für die Gesundheit der Menschen und der Verbraucherinteressen bei Lebensmitteln bei 
gleichzeitiger Gewährleistung des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts und legt 
gemeinsame Grundsätze und Zuständigkeiten, die Voraussetzungen für die Schaffung eines 
tragfähigen wissenschaftlichen Fundaments und effiziente organisatorische Strukturen und 
Verfahren zur Untermauerung der Entscheidungsfindung in Fragen der Lebens- und 
Futtermittelsicherheit fest. 

Der vorliegende Vorschlag ändert nichts an diesen Zielen der Verordnung über das 
allgemeine Lebensmittelrecht, sondern zielt vielmehr darauf ab, bestimmte Aspekte dieser 
Verordnung zu stärken, insbesondere in Bezug auf die Transparenz der Risikobewertung und 
die Verwaltung der ebenfalls durch diese Verordnung geschaffenen EFSA. Die übrigen acht 
Rechtsakte werden vor allem in Bezug auf Transparenz und Vertraulichkeit geändert, 
während ihre ursprünglichen Ziele von diesen Änderungen nicht berührt werden. Der 
Vorschlag der Kommission könnte daher aus diesen Gründen korrekt auf der Rechtsgrundlage 
der ursprünglichen Rechtsakte beruhen, d. h. auf den drei von der Kommission 
vorgeschlagenen Artikeln, wie der vorstehenden Tabelle zu entnehmen ist.

Anschließend stellt sich die Frage, ob alle drei Artikel in die Rechtsgrundlage aufgenommen 
werden müssen oder ob einer oder zwei dieser Artikel ausreichen würden. 

Wie der Juristische Dienst erklärt hat, stellt Artikel 114 AEUV (vormals Artikel 95 EG-
Vertrag) bereits die Rechtsgrundlage fast aller zu ändernden Rechtsakte dar (nur einer von 
ihnen bildet hier eine Ausnahme), und da der Vorschlag auf die Stärkung des 
Verfahrensrahmens und die Verbesserung der Transparenz der Zulassungsverfahren abzielt, 
ließe sich sagen, dass sein Hauptzweck darin bestehen, das reibungslose  Funktionieren des 
Binnenmarkts zu gewährleisten; daher könnte der Rückgriff auf Artikel 114 AEUV 
grundsätzlich als Rechtsgrundlage ausreichen.1 

Es muss daher im Einklang mit der oben zitierten Rechtsprechung festgestellt werden, ob 
diese Binnenmarktaspekte die hauptsächliche oder überwiegende Zielsetzung oder 
Komponente darstellen, während Landwirtschaft und Fischerei in Artikel 43 AEUV und die 
öffentliche Gesundheit in Artikel 168 Absatz 4 AEUV lediglich nebensächlich sind, oder ob 
alle drei dieser Ziele gleichzeitig verfolgt werden und untrennbar miteinander verbunden sind, 
ohne dass eines gegenüber den anderen zweitrangig und mittelbar ist. 

Da die Verordnung über das allgemeine Lebensmittelrecht die allgemeinen Grundsätze und 
Anforderungen des Lebensmittelrechts festlegt und gleichzeitig die EFSA als für die 
Risikobewertung in Fragen der Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit zuständige EU‑Stelle 
schafft, können die Festlegung der gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte und der 

1Ebd., Ziffer 18.
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gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik (Artikel 43 Absatz 2 AEUV) und  Maßnahmen in 
den Bereichen Veterinärwesen und Pflanzenschutz, die unmittelbar den Schutz der 
öffentlichen Gesundheit zum Ziel haben (Artikel 168 Absatz 4 Buchstabe b AEUV), kaum als 
zweitrangig oder mittelbar gegenüber dem allgemeinen Binnenmarktziel betrachtet werden, 
sondern müssen als parallel verfolgt und untrennbar damit verbunden angesehen werden. 

Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 168 Absatz 4 AEUV müssen daher gemeinsam mit 
Artikel 114 AEUV die Rechtsgrundlage für den Vorschlag bilden.

Schließlich bleibt die Frage, ob Artikel 192 Absatz 1 AEUV der Rechtsgrundlage hinzugefügt 
werden sollte. 

Der im ENVI-Ausschuss angenommene Änderungsantrag, mit dem dieser Artikel in die 
Rechtsgrundlage aufgenommen werden soll, wurde folgendermaßen begründet: „Die 
Genehmigung für den Anbau und Inverkehrbringung genetisch veränderter Organismen, 
Pflanzen oder Tiere ebenso wie die Genehmigung von Pestizid-Wirkstoffen haben erhebliche 
Auswirkungen auf die natürliche Umwelt und die menschliche Gesundheit; Der Schutz der 
Gesundheit der Menschen ist Teil der Umweltpolitik der EU.“

Aus dem Vertrag geht zwar eindeutig hervor, dass die Umweltpolitik der Union zur 
Verwirklichung des Ziels des Schutzes der menschlichen Gesundheit beitragen soll, doch 
stellt der Umweltschutz nicht das Hauptziel und den wichtigsten Inhalt des Vorschlags dar. 
Wie oben dargelegt, müssen Aspekte in Bezug auf Landwirtschaft, Fischerei und öffentliche 
Gesundheit im Zusammenhang mit Zulassungsverfahren im Binnenmarkt als Ziel und Inhalt 
des Vorschlags betrachtet werden.

Darüber hinaus sieht Artikel 114 Absatz 3 AEUV bereits vor, dass das Parlament, der Rat und 
die Kommission im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse bei allen Maßnahmen zur 
Angleichung der Bestimmungen, die die Errichtung und das Funktionieren des Binnenmarkts 
zum Gegenstand haben, bei Angelegenheiten des Umweltschutzes von einem hohen 
Schutzniveau ausgehen müssen und dabei insbesondere alle auf wissenschaftliche Ergebnisse 
gestützten neuen Entwicklungen berücksichtigen müssen.

Schließlich weist der Juristische Dienst darauf hin, dass in jedem Fall Artikel 114 und 
Artikel 192 AEUV unterschiedliche rechtliche Regelungen für die Möglichkeit vorsehen, dass 
die Mitgliedstaaten strengere nationale Maßnahmen ergreifen.1 Während in Artikel 
193 AEUV klargestellt wird, dass die Schutzmaßnahmen, die gemäß Artikel 192 AEUV 
ergriffen werden, die Mitgliedstaaten nicht daran hindern, strengere Schutzmaßnahmen 
beizubehalten oder zu ergreifen, sieht Artikel 114 AEUV ein komplexes Überprüfungssystem 
für abweichende einzelstaatliche Maßnahmen vor, das der Kommission eine herausragende 
Rolle dabei einräumt, sicherzustellen, dass derartige  nationalen Maßnahmen kein Mittel zur 
willkürlichen Diskriminierung oder  eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen 
den Mitgliedstaaten darstellen, und es liegt an der Kommission zu entscheiden, ob diese 
Maßnahmen das Funktionieren des Binnenmarkts behindern oder nicht. Diese beiden 
rechtlichen Regelungen sind eindeutig nicht miteinander vereinbar.

1siehe Gutachten des Juristischen Dienstes Nr. SJ-0333/18, Ziffer 24.
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Artikel 192 Absatz 1 AEUV kann daher nicht als Rechtsgrundlage für den Vorschlag 
hinzugefügt werden. 

VI – Fazit und Empfehlung

In Anbetracht der vorstehenden Analyse sind Artikel 43 Absatz 2, Artikel 114 und Artikel 
168 Absatz 4 Buchstabe b AEUV die richtige Rechtsgrundlage für den Vorschlag.

Der Rechtsausschuss hat daher in seiner Sitzung vom 6. Dezember 2018 mit 10 Stimmen bei 
0 Gegenstimmen und 7 Enthaltungen beschlossen1, dem Ausschuss für Umweltfragen, 
öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit zu empfehlen, Artikel 192 Absatz 1 
AEUV nicht als zusätzliche Rechtsgrundlage für das anschließende Verfahren in dieser 
Angelegenheit hinzuzufügen.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Pavel Svoboda

1 Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Pavel Svoboda (Vorsitzender), Jean-Marie Cavada, Mady 
Delvaux (stellvertretende Vorsitzende), Axel Voss (Verfasser der Stellungnahme), Max Andersson, Joëlle 
Bergeron, Geoffroy Didier, Angel Dzhambazki, Rosa Estaràs Ferragut, Mary Honeyball, Ana Miranda, Julia 
Reda, Evelyn Regner, Jens Rohde, Virginie Rozière, Tiemo Wölken, Georges Bach, Philippe Loiseau, (in 
Vertretung von Marie-Christine Boutonnet gemäß Artikel 200 Absatz 2 der Geschäftsordnung).


